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Das gestrige Streitgespräch zwischen Prof. 
Götz Werner und Wolfgang Engler hat 
deutlich gemacht, unser Netzwerk ist auf 
einem guten Weg. Wer hätte noch vor einem 
Jahr gedacht, dass die Debatte um das 
Grundeinkommen ganze Kinosäle füllt?! 
Dennoch ist klar, dass dieser Erfolg nicht 
allein dem Netzwerk zu verdanken ist. 
Mächtig Rückenwind bekommen wir z.Zt. 
insbesondere von der Großen Koalition. Denn 
wer unser Land unter dem Motto “Sanieren, 
Reformieren, Investieren“ mit kalter Hand 
regiert, der darf sich nicht wundern, dass 
viele Menschen sich von der Politik der 
Regierung abwenden, der darf sich nicht 
wundern, dass die Menschen sich auf den 
Weg machen, nach Alternativen zu suchen.  
 
Wie sieht denn die Bilanz der Großen 
Koalition bisher aus (ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit)?  
 
Die erste große Wurf war die Einführung des 
Elterngeldes. Nichts gegen eine 
angemessene finanzielle Förderung erwerbs-
tätiger Frauen während der Erziehungszeit, 
aber gleichzeitig das Erziehungsgeld 
abzuschaffen, bedeutet für viele Frauen (vor 
allem für Alleinerziehende und Hartz IV-
Empfängerinnen) eine wesentliche 
Schlechterstellung. Um es auf den Punkt zu 
bringen, das Elterngeld ist nichts anderes als 
eine Umverteilung von unten nach oben.  
 

Dann das Gezerre um die Gesundheits-
reform. Gestern sind im Bundesrat erneut ca. 
100 Änderungsanträge eingegangen. Auffal-
lend ist, dass es in der Debatte weniger um 
die Gesundheit der Menschen als vielmehr 
um rein verwaltungstechnische Fragen und 
natürlich um Machtfragen geht. Auch wenn 
ich mich nicht im Stande fühle, den Stand der 
bisherigen Beratungen abschließend zu 
bewerten, so steht jetzt allerdings schon fest, 
dass mit der Reform neue Zuzahlungen auf 
die Menschen zukommen, was wiederum die 
kleineren und mittleren Einkommen beson-
ders belastet. Die gesetzliche Sozialver-
sicherung wird sich dadurch zunehmend vom 
Anspruch der Solidarität entfernen.  
 
Die Rente mit 67 geht in die gleiche 
Richtung. Zwar ist unserem Arbeitsminister 
auch schon aufgefallen, dass die Rente mit 
65 schon jetzt für viele (erwerbslose) 
ArbeitnehmerInnen nichts als Utopie ist und 
er deshalb die Rente mit 67 an die Initiative 
50 Plus gekoppelt hat, dennoch ist dieser 
Aktionismus angesichts von über 1,2 
Millionen Erwerbslosen als Initiative 50 
Minus zu bewerten.  
 
Dann die Föderalismusreform. Besser kann 
man an der Lebensrealität der Menschen 
nicht vorbeiregieren. Beispiel Bildung. Es 
hat den Verantwortlichen nicht gereicht, 
Schüler und Schülerinnen im Falle eines 
Wohnortwechsels in ein anderes Bundesland 
erheblich zu bestrafen. Bestraft werden mit 
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diesem so genannten Jahrhundertwerk vor 
allem die, die schon vor der Reform unter 
erheblichen Nachteilen zu leiden hatten. 
Nirgends tritt der Widerspruch zwischen 
Worten und Taten unserer politischen 
Entscheidungsträger deutlicher zutage. 
Während auf der einen Seite nicht 
nachgelassen wird zu bedauern, dass der 
Schulerfolg zunehmend von der sozialen 
Herkunft abhängig ist, setzt man auf der 
anderen Seite mit der zunehmenden 
Ökonomisierung der Bildung alles daran, 
diese Schere noch weiter zu öffnen.  
 
Beispiel: In seiner berühmten Berliner Rede 
zur Bildung hat unser Bundespräsident die 
Auflösung dieses Zusammenhangs von 
Herkunft und Schulererfolg als wichtigste 
Aufgabe der Bildungspolitik beschrieben; 
Szenenwechsel: Am gleichen Tag mussten 
wir eine seit Jahrzehnten bestehende 
Bildungseinrichtung der Katholischen Arbeit-
nehmer-Bewegung (KAB) für sozial benach-
teiligte Jugendliche, die sich durch hohe 
Vermittlungsquoten in den ersten Arbeits-
markt einen Namen gemacht hat, schließen, 
weil die Bundesagentur für Arbeit ihre 
Maßnahmen nicht mehr nach Qualitäts-
kriterien, sondern nach Kostengesichts-
punkten vergibt. Wir hätten die Einrichtung 
nur halten können, wenn wir unsere 
erfahrenen, gut qualifizierten MitarbeiterInnen 
mit Hungerlöhnen entlohnt hätten.  
 
Es versteht sich von selbst, dass eine 
entsprechende Bezahlung an den Grund-
überzeugungen der KAB gerüttelt hätte. Zwar 
hat auch die Politik die Rhetorik der Grund-
überzeugungen und Werthaltungen für sich 
entdeckt. Was genau damit gemeint ist, bleibt 
aber entweder im Ungenauen oder bezieht 
sich nicht auf die eigene Politik, sondern auf 
die Menschen, denen die Werte angeblich 
abhanden gekommen sind. Nehmen wir die 
Erwerbslosen: Die hängen nach Ansicht 
einiger Politiker schließlich lieber auf Kosten 
der Solidargemeinschaft vor dem Fernseher 
ab, als sich um Arbeit zu bemühen. Nicht 
zuletzt aus diesem Grunde war für den 
Herbst 2006 eine Generalrevision von 
Hartz IV geplant. Übrig geblieben, ist ein 
CDU-Parteitagsbeschluss, der auf Initiative 
eines neuen Arbeiterführers eine Umvertei-

lung im System vorsieht: Langjährig 
beschäftigte sollen (wohl auf Kosten junger 
Menschen oder Menschen mit unterbroche-
nen Erwerbsbiografien) länger ALG I 
beziehen.  
 
Zwischenfazit: Die Politik der Umverteilung 
von den unteren (insbes. ALG II-Beziehern) 
und mittleren Arbeitseinkommen zu den 
höheren Gehältern sowie Vermögens- und 
Gewinneinkommen geht auch unter der 
Großen Koalition weiter. Forciert wird dieser 
Trend natürlich durch die Mehrwertsteuer-
erhöhung zum 01.01.2007 sowie die 
geplante Unternehmenssteuerreform. 
Weitere Subventionen der Unternehmen 
stehen ins Haus, falls sich die Koalition auf 
ein Kombilohnmodell einigen sollte. Ein 
Mindestlohn ist mit der eindeutigen Absage 
der Kanzlerin in weite Ferne gerückt.  
 
Die Große Koalition betreibt eine Fortsetzung 
der Agenda 2010 mit anderen Mitteln. Auch 
wenn Frau Merkel von einer Basta-Politik weit 
entfernt ist, so ändert ihr konsensorientierter 
Führungsstil nichts daran, dass die Politik der 
weiteren Privatisierung gesamtgesellschaft-
licher Risiken fortgesetzt wird. Der Preis, den 
alle zahlen müssen, ist eine zunehmende 
Spaltung der Gesellschaft.  
 
 
Auch der aktuelle Aufschwung führt nicht zu 
mehr Gerechtigkeit, da der ökonomische 
Erfolg eines Landes in einer global agieren-
den Volkswirtschaft sich längst von der 
Lebensrealität vieler Menschen abgekoppelt 
hat.  
 
Wo sind denn die Stellen entstanden? Unter 
welchen Bedingungen sind sie entstanden? 
Wir erleben eine Zeit voller Widersprüche, die 
im Rahmen der derzeitigen Erwerbsarbeits-
gesellschaft nicht aufgelöst werden können: 
 
Ja wie soll eigentlich die ganze Arbeit jenseits 
der Erwerbsarbeit organisiert werden, wenn 
die Frauen zunehmend den Arbeitsmarkt 
erobern.? 
 
Alle sprechen davon, wie wichtig Werte sind. 
Wie sollen die eigentlich gelebt werden, wenn 
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sowohl Erwerbstätige als auch Erwerbslose 
keine Muße mehr genießen? 
 
Bildung wird als zentrale Ressource unserer 
Volkswirtschaft bezeichnet. Diese These wird 
bei zunehmender Ökonomisierung der 
Bildung immer mehr ad absurdum geführt ....  
und so weiter.  
 
Fazit: Die Große Koalition bleibt mit ihrer 
Politik verhaftet in der Erwerbsarbeits-
gesellschaft der Nachkriegszeit. Sie hat keine 
Vision, wie wir in Zukunft miteinander leben 
und arbeiten wollen.  Entsprechend betreibt 
sie eine Stellschraubenpolitik, die allenfalls 
als Reparaturwerkstatt bezeichnet werden 
kann. Die Reparaturkosten zahlen die 
unteren (insbes. ALG II-Bezieher) und 
mittleren Einkommensbezieher.  
 
Der wirkliche Skandal ist, Deutschland hat ein 
zunehmendes Armutsproblem und die 
Koalition streitet allenfalls um Begrifflich-
keiten. Das Maß aller Dinge ist und bleibt die 
Generierung quantitativer Wachstumsraten. 
Die Botschaft lautet „wir müssen wieder 
Spitze in Europa werden“. 
 
Angesichts dieser blutleeren Politik wenden 
sich viele Menschen von der Großen Koa-
lition ab. Sie erkennen immer mehr, dass die 
politischen Entscheidungen und Botschaften 

mit ihren Vorstellungen von einem guten 
Leben (für alle) wenig zu tun haben. Viele 
fragen sich zudem, warum wird die Solidarität 
– ohne Not – aufgekündigt, aktuelle Umfra-
gen belegen, dass Solidarität und Gerechtig-
keit nach wie vor ein hohes Gut für eine satte 
Mehrheit darstellen. 
 
Es kommt nicht von ungefähr, dass das 
Grundeinkommen als ganzheitliche Perspek-
tive immer mehr Zustimmung in der Bevöl-
kerung erfährt. Natürlich kann man über die 
Vorstellungen mancher Protagonisten zum 
Thema trefflich streiten, dennoch sollten wir 
nicht übersehen, dass gerade sie einen 
erheblichen Anteil daran haben, die Diskus-
sion immer weiter in die Mitte der Gesell-
schaft zu führen. „Konkurrenz belebt 
schließlich das Geschäft“; für uns als 
Netzwerk ein zusätzlicher Motivationsschub, 
das Netzwerk auszubauen und unsere 
politische Schlagkraft zu erhöhen.  
 
Nach der Bundestagswahl 2005 resümierte 
die Kanzlerin, „wir müssen unsere Politik 
einfach besser erklären“. Liebe Frau Merkel, 
die Menschen haben sehr wohl verstanden! 
Entsprechend wird kein Weg daran vorbei 
führen, dass sich alle Parteien zur nächsten 
Bundestagswahl zum Grundeinkommen 
positionieren müssen. Davon bin zumindest 
ich fest überzeugt.  
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